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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 10 EG 13/10 B 
 
L 8 EG 17/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 36 EG 21/08 (SG Oldenburg) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Rhein-Sieg-Kreis, 
vertreten durch den Landrat, 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Februar 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,    die Richter   K r u s c h i n s k y    und    

Dr.  K n ö r r    sowie die ehrenamtlichen Richter   K r a u s e r    und   L a s a r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-

Bremen vom 3. Juni 2010 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die 1978 geborene Klägerin begehrt in der Hauptsache höheres Elterngeld für den 1. bis 

12. Lebensmonat ihres am 30.4.2008 geborenen Kindes. 

 

In dem Jahr vor der Geburt des Kindes war die Klägerin bis 30.4.2007 abhängig beschäftigt. 

Danach bezog sie bis 30.3.2008 Arbeitslosengeld, anschließend Mutterschaftsgeld. Auf ihren 

Antrag wurde der Klägerin von dem Beklagten Elterngeld für den 1. bis 12. Lebensmonat ihres 

Kindes gewährt, allerdings ohne Berücksichtigung des bezogenen Arbeitslosengeldes 

(Bescheid vom 2.6.2008 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.10.2008). 

 

Das Sozialgericht Oldenburg hat der auf Berücksichtigung des Arbeitslosengeldes gerichteten 

Klage stattgegeben (Urteil vom 14.7.2009). Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-

Bremen hat auf die Berufung des Beklagten dieses Urteil aufgehoben und die Klage 

abgewiesen (Urteil vom 3.6.2010). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat die Klägerin Beschwerde bei 

dem Bundessozialgericht eingelegt, mit der sie als Zulassungsgrund die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1) geltend macht. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist zulässig.  

 

Die Beschwerde ist fristgerecht eingelegt und begründet worden (§ 160a Abs 1 Satz 2 und 

Abs 2 Satz 1 und 2 SGG). Sie genügt auch den Darlegungsanforderungen des § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG. Die Klägerin hat eine bestimmte Rechtsfrage aufgeworfen, nämlich ob im Bemes-

sungszeitraum bezogenes Arbeitslosengeld bei der Berechnung der Höhe des Elterngeldes zu 

berücksichtigen ist, und deren (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (konkrete) Klärungsfähigkeit 

und Breitenwirkung hinreichend substantiiert aufgezeigt. 

 

Die Beschwerde ist jedoch unbegründet.  

 

Der erkennende Senat hat die von der Klägerin aufgeworfene Rechtsfrage mit Urteil vom 

17.2.2011 - B 10 EG 21/09 R - im Sinne der Auffassung des Beklagten höchstrichterlich geklärt. 

Damit ist der Grund, die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache (§ 160 
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Abs 2 Nr 1 SGG) zuzulassen, entfallen (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 65). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 9 
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